
Klage des Antonello Violetti und anderer gegen die
Kommission der Europäischen Gemeinschaften, einge-

reicht am 11. Januar 2005

(Rechtssache T-22/05)

(2005/C 82/67)

(Verfahrenssprache: Französisch)

Antonello Violetti, wohnhaft in Cittiglio (Italien), und 12
weitere Beamte haben am 11. Januar 2005 eine Klage gegen
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften beim
Gericht erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften einge-
reicht. Prozessbevollmächtigter der Kläger ist Rechtsanwalt Eric
Boigelot.

Die Kläger beantragen,

1. die Offenlegung aller die Kläger betreffenden und vom Euro-
päischen Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) versiegelten
Unterlagen anzuordnen;

2. die Offenlegung des Berichts, der die interne Untersuchung
gegenüber den Klägern abschließt, anzuordnen;

3. die gegenüber den Klägern durchgeführte Untersuchung
aufzuheben;

4. den an die italienischen Justizbehörden übermittelten Unter-
suchungsbericht aufzuheben;

5. jede folgende oder sich auf diese Entscheidungen beziehende
Maßnahme, die nach der Erhebung der vorliegenden Klage
getroffen wird, aufzuheben;

6. die Kommission zur Zahlung eines nach billigem Ermessen
festgesetzten Schadensersatzes nebst Zinsen für jeden Kläger
zu verurteilen, vorbehaltlich einer Erhöhung und/oder
Herabsetzung im Laufe des Verfahrens;

7. der Beklagten auf jeden Fall die Kosten des Verfahrens
aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Das OLAF habe die Kläger darüber informiert, dass eine interne
Untersuchung über die Anwendung der Regelung der Unfallver-
sicherung eröffnet worden sei. Aufgrund dieser Mitteilung
hätten die betroffenen Beamten beantragt, Zugang zu ihren
medizinischen Akten zu erhalten. Dieser Zugang sei ihnen
verwehrt worden.

Der Klagegrund stütze sich auf eine Verletzung des Artikels 73
des Statuts und des Artikels 28 der Beschäftigungsbedingungen
für die sonstigen Bediensteten, eine Verletzung der Regelung
zur Sicherung der Beamten der Europäischen Gemeinschaften
bei Unfällen und Berufskrankheiten, auf einen Verstoß gegen
die allgemeinen Rechtsgrundsätze wie den Grundsatz der
ordnungsgemäßen Verwaltung und den Grundsatz der Gleich-

behandlung, einen Verstoß gegen die Fürsorgepflicht und die
Prinzipien, die das OLAF und die Kommission verpflichteten,
eine Entscheidung nur aus rechtlich zulässigen, d. h. relevanten
und nicht mit einem offensichtlichen Beurteilungsfehler behaf-
teten Gründen zu erlassen.

Die Kläger sind außerdem der Auffassung, dass die Verordnung
Nr. 1073/1999 (1) und der Beschluss 1999/396/EG der
Kommission vom 2. Juni 1999 (2) rechtswidrig seien, und
erheben daher eine Einrede der Rechtswidrigkeit im Sinne von
Artikel 241 EG-Vertrag.

(1) Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 25. Mai 1999 über die Untersuchungen des Europäi-
schen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF) (ABl. L 136, S. 1).

(2) Beschluss 1999/396/EG, EGKS, Euratom der Kommission vom 2.
Juni 1999 über die Bedingungen und Modalitäten der internen
Untersuchungen zur Bekämpfung von Betrug, Korruption und
sonstigen rechtswidrigen Handlungen zum Nachteil der Interessen
der Gemeinschaft (ABl. L 149, S. 57).

Klage des Eric Gippini Fournier gegen die Kommission der
Europäischen Gemeinschaften, eingereicht am 10. Januar

2005

(Rechtssache T-23/05)

(2005/C 82/68)

(Verfahrenssprache: Französisch)

Eric Gippini Fournier, wohnhaft in Brüssel, hat am 10. Januar
2005 eine Klage gegen die Kommission der Europäischen
Gemeinschaften beim Gericht erster Instanz der Europäischen
Gemeinschaften eingereicht. Prozessbevollmächtigter des
Klägers ist Rechtsanwalt Anouk Theissen.

Der Kläger beantragt,

1. die Entscheidungen aufzuheben, mit denen im Beförde-
rungsjahr 2003 keine „Prioritätspunkte der Generaldirek-
tion“ an ihn vergeben wurden, sein beim Beförderungsaus-
schuss eingelegter Einspruch in Bezug auf die Vergabe von
„Prioritätspunkten der Generaldirektion“ (oder von Beru-
fungspunkten [points d'appel] oder Prioritätspunkten gleich
unter welcher Bezeichnung) zurückgewiesen wurde und
keine Prioritätspunkte für Tätigkeiten im Interesse des
Organs im Sinne von Artikel 9 der Allgemeinen Durchfüh-
rungsbestimmungen zu Artikel 45 des Statuts an ihn
vergeben wurden;
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2. die Kommission zu verurteilen, ihm 2 500 Euro als Ersatz
für immateriellen Schaden zu zahlen;

3. der Kommission die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Der Kläger sei Beamter der Kommission und vom 1. März
2002 bis 6. Oktober 2003 im dienstlichen Interesse an den
Gerichtshof abgeordnet worden. Er berufe sich in Bezug auf die
Allgemeinen Durchführungsbestimmungen zu Artikel 45 des
Statuts auf eine Einrede der Rechtswidrigkeit, weil seine
Verdienste nicht mit denen von anderen Beamten anderer
Generaldirektionen verglichen worden seien. Außerdem seien
die meisten Kategorien der Prioritätspunkte wegen Verstoßes
gegen Artikel 45 des Statuts und gegen den Grundsatz der
Nichtdiskriminierung rechtswidrig.

Der Kläger macht eine Verletzung der Artikel 5, 25, 43 und 45
des Statuts, des Artikels 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Allge-
meinen Durchführungsbestimmungen zu Artikel 43 des Statuts
sowie des Artikels 2 Absatz 1 und des Artikels 6 Absätze 3, 4
und 5 der Allgemeinen Durchführungsbestimmungen zu
Artikel 45 des Statuts geltend. Außerdem seien die Grundsätze
der Verhältnismäßigkeit, der Nichtdiskriminierung, der Gleich-
behandlung und des Vertrauensschutzes verletzt worden.
Schließlich handele es sich um einen Verfahrensfehler, einen
Ermessensmissbrauch, eine fehlende Begründung und fehlende
Mitteilung der verschiedenen Handlungen und Entscheidungen
sowie um offensichtliche Beurteilungsfehler.

Klage der Standard Commercial Corporation, der Standard
Commercial Tobacco Corporation und der Trans-Conti-
nental Leaf Tobacco Corporation gegen die Kommission
der Europäischen Gemeinschaften, eingereicht am 21.

Januar 2005

(Rechtssache T-24/05)

(2005/C 82/69)

(Verfahrenssprache: Englisch)

Die Standard Commercial Corporation mit Sitz in Wilson,
North Carolina (USA), die Standard Commercial Tobacco
Corporation mit Sitz in Wilson, North Carolina (USA), und die
Trans-Continental Leaf Tobacco Corporation mit Sitz in Vaduz
(Liechtenstein) haben am 21. Januar 2005 eine Klage gegen die
Kommission der Europäischen Gemeinschaften beim Gericht
erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften eingereicht.
Prozessbevollmächtigte der Klägerinnen sind die Rechtsanwälte
M. Odriozola, M. Marañón und A. Emch.

Die Klägerinnen beantragen,

— die Entscheidung der Kommission der Europäischen
Gemeinschaften vom 20. Oktober 2004 in der Sache
COMP/C.38.238/B.2 – Rohtabak Spanien für nichtig zu
erklären, soweit sie die Klägerinnen betrifft;

— die Kommission zur Tragung der Prozesskosten und
Auslagen zu verurteilen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

In der angefochtenen Entscheidung habe die Kommission fest-
gestellt, dass die Klägerinnen zusammen mit weiteren Unter-
nehmen im Zeitraum von 1996 bis 2001 durch Vereinba-
rungen und/oder aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen,
die im Wesentlichen darauf abzielten, jedes Jahr den durch-
schnittlichen Lieferhöchstpreis für jede Sorte Rohtabak (alle
Qualitäten) festzulegen und die Mengen für jede zu kaufende
Sorte Rohtabak aufzuteilen, gegen Artikel 81 Absatz 1 EG
verstoßen hätten. Die Kommission habe ferner festgestellt, dass
diese Unternehmen in den letzten drei Jahren (1999 bis 2001)
untereinander auch Preisklassen für jede Qualitätsstufe der
einzelnen Rohtabaksorten und zusätzliche Bedingungen verein-
bart hätten.

Zur Begründung ihrer Klage machen die Klägerinnen zunächst
geltend, die Kommission habe Artikel 81 Absatz 1 EG und
Artikel 23 Absatz 2 der Verordnung Nr. 1/2003 (1) falsch ange-
wandt, indem sie die Klägerinnen für eine Zuwiderhandlung
haftbar gemacht habe, die von deren Tochtergesellschaft
begangen worden sei. Die Kommission habe weder bewiesen,
dass die Klägerinnen während der gesamten Dauer der Zuwi-
derhandlung in der Lage gewesen wären, einen bestimmenden
Einfluss auf ihre Tochtergesellschaft auszuüben, noch, dass sie
tatsächlich einen Einfluss auf die Geschäftspolitik der Tochter-
gesellschaft ausgeübt hätten. Hilfsweise machen die Klägerinnen
außerdem geltend, dass die Kommission unzureichende Gründe
dafür angegeben habe, dass sie für die Zuwiderhandlung ihrer
Tochtergesellschaft haftbar gemacht worden seien.

Ferner habe die Kommission gegen den Gleichbehandlungs-
grundsatz verstoßen, indem sie auf die Klägerinnen nicht die
Kriterien angewandt habe, die sie angewandt habe, um die
Haftung anderer Muttergesellschaften für Tochtergesellschaften
auszuschließen, die an der betreffenden Zuwiderhandlung betei-
ligt gewesen seien. So sei nicht berücksichtigt worden, dass die
Beteiligung einer der Klägerinnen an ihrer Tochtergesellschaft
rein finanzieller Natur gewesen sei, obwohl die Kommission die
Haftung einer anderen Muttergesellschaft genau aus diesem
Grund ausgeschlossen habe.

(1) Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002
zur Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags
niedergelegten Wettbewerbsregeln, ABl. L 1 vom 4.1.2003, S. 1.
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